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Innovationen: Deutschland tritt auf der Stelle
Im internationalen Vergleich mit weiteren 34 Nationen belegt 
Deutschland bei der Innovationsleistung gegenwärtig Platz vier 
im Gesamtranking. Die Bundesrepublik erreicht damit denselben 
Platz wie im Vorjahr. Doch der Abstand zur Spitze wächst. Zu die-
sem Ergebnis kommt der Innovationsindikator 2018, den das ZEW 
und das Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung 
(ISI) im Auftrag des Bundesverbandes der Deutschen Industrie 
(BDI) regelmäßig erstellen.

Deutschland gehört zu den innovationsstärksten Ländern der 
Welt und belegt mit einem Indexwert von 55 unverändert Rang 
vier unter 35 Volkswirtschaften. Vor Deutschland liegen Singa-
pur, die Schweiz und Belgien (siehe Grafik Seite 2). Die Stärke 
Deutschlands liegt in einem ausgewogenen Innovationssystem. 
Zwar erreicht das deutsche Innovationssystem in keinem der 
fünf untersuchten Teilsysteme Wirtschaft, Wissenschaft, Bil-
dung, Staat und Gesellschaft eine Toplatzierung. Allerdings weist 

Deutschland in jedem der fünf Teilsysteme gute Werte auf, wäh-
rend viele andere Länder bei einzelnen Teilsystemen schwä-
cheln. Im Teilsystem Wirtschaft erreicht Deutschland Rang 9, bei 
Wissenschaft und bei Bildung jeweils Rang 10, bei Staat Rang 
8 und bei Gesellschaft Rang 12. 

Zu den Stärken Deutschlands zählt an erster Stelle der Aus-
tausch zwischen Unternehmen und öffentlicher Forschung. Im 
Gesamtergebnis zeigt sich, dass die Bundesrepublik vor allem 
in den Bereichen Hochschulausbildung, Forschungskapazitäten 
in der Wissenschaft und Forschungs- und Entwicklungsausga-
ben in Unternehmen punkten kann.

Der Abstand des deutschen Innovationssystems zur Spitzen-
gruppe vergrößert sich allerdings deshalb, weil der Standort bei 
Sekundarabschlüssen und Promotionen, Bildungsausgaben, den 
Lernerfolgen in der Schule sowie bei der Beschäftigung in wis-
sensintensiven Dienstleistungen im internationalen Vergleich 
schlechter abschneidet. Hinzu kommt, dass eine steuerliche För-
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derung von Forschung und Entwicklung für Unternehmen bislang 
fehlt, wie sie in anderen Industrieländern schon lange üblich ist.

Die Innovationsleistung der deutschen Wirtschaft hat in den 
vergangenen Jahren an Kraft eingebüßt. Im Jahr 2010 lag der In-
dexwert des Teilindikators Wirtschaft noch bei 59 Punkten, bis 
2017 fiel er auf 54 Punkte zurück. Damit liegt der deutsche Un-
ternehmenssektor nur mehr auf Rang 9 im globalen Innovations-
vergleich. 2012 zählte er noch zu den Top Drei auf der Welt. Der 
Rückgang hat viele Ursachen. Eine ist die nachlassende Innova-
tionsneigung unter den kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU), die wiederum unter anderem auf Fachkräfteknappheit, 
begrenzte Innenfinanzierungsmittel und niedrige Gründungszah-
len bei wachstumsorientierten innovativen Start-ups zurückzu-
führen ist. Gleichzeitig gibt es Schwächen auf besonders dyna-
mischen Innovationsfeldern, wie etwa den digitalen Dienstleis-
tungen und bei digitalen Geschäftsmodellen außerhalb der In-
dustrie. Die Innovationspolitik in Deutschland ist sich dieser He-
rausforderungen bewusst. Was aber fehlt, ist eine beherzte Um-
setzung der notwendigen Richtungsänderungen und die dazu 
erforderliche Bereitstellung ausreichender Mittel. Die Innovati-
onsdynamik der Wirtschaft wird derzeit  vor allem von den mit-
telständischen Unternehmen gebremst. Eine ausreichend aus-
gestattete steuerliche Förderung von Forschung und Entwicklung 
könnte hier im Zusammenwirken mit einer effektiven Projektför-
derung die nötigen Impulse geben. Der Wissens- und Erkennt-
nistransfer zwischen Wissenschaft und Wirtschaft ist in Deutsch-
land bereits gut etabliert. Neue Initiativen sollten an den weni-

gen Schwachstellen ansetzen: Hightech-Start-ups aus der Wis-
senschaft sollten angeschoben, der Technologie-Transfer in den 
Mittelstand beschleunigt werden. Ferner ist es wichtig, den Kul-
turwandel zu offenen Innovationsprozessen zu unterstützen, 
etwa mit einem Transfer über Köpfe – dem persönlichen Aus-
tausch über Disziplin- und Unternehmensgrenzen hinweg. 

Kulturwandel für mehr Offenheit 

Die Offenheit von Innovationssystemen ist für die Innovations-
fähigkeit von immer größerer Bedeutung, denn Kooperation und 
Austausch fördern Innovation. Der Innovationsindikator 2018 hat 
sich daher in einem Spezialteil diesem Thema gewidmet und ein 
Ranking der Länder mit Blick auf die internationale Vernetzung 
von Innovationssystemen erstellt. Am besten schneiden dabei 
kleinere Länder ab, nämlich die Schweiz, Irland, die Niederlande, 
Österreich und Singapur. Deutschland liegt bei dem Offenheits-
Indikator nur auf Rang 21 und damit im hinteren Mittelfeld. Die 
Offenheit ist dabei in allen Teilbereichen des Innovationssystems 
noch deutlich ausbaufähig. Die Politik in den Bundes- und Lan-
desregierungen ist gerade im Wissenschaftssystem seit langer 
Zeit auf Kooperation und Austausch ausgerichtet. Allerdings sind 
hier andere Länder noch stärker engagiert. 

Die Politik hat die Wichtigkeit des Themas erkannt, sodass 
die Offenheit des Innovationssystems explizit Eingang in die 
Hightech-Strategie der Bundesregierung gefunden hat. Um das 
Innovationssystem weiter zu öffnen, sollte der Austausch zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft als wichtige Aufgabe weiter 
intensiviert werden – beispielsweise über die Zukunftscluster, 
das Programm Forschungscampus oder die Weiterführung des 
Pakts für Forschung und Innovation. Für eine durchgreifende 
Öffnung ist allerdings ein Kulturwandel notwendig, der nicht von 
heute auf morgen zu erreichen sein wird.

Die Studie findet sich zum Download unter:  
www.zew.de/PU80559

Dr. Christian Rammer, christian.rammer@zew.de

Der regelmäßig erscheinende Innovationsindikator ist eine ver-
gleichende Studie zur Innovationsstärke. Er erfasst die Innova-
tionsbedingungen am Wirtschaftsstandort Deutschland und 
vergleicht sie in einem Ranking in den Bereichen Wirtschaft, 
Wissenschaft, Bildung, Staat und Gesellschaft sowie in einem 
Gesamtindikator mit den weltweit führenden Industrieländern 
und aufstrebenden Staaten auf Basis von 38 Einzelindikatoren. 

GESAMTERGEBNIS DES INNOVATIONSINDIKATORS

Die Indexwerte sind durchgängig gerundet. Quelle: BDI-Innovationsindikator 2018, ZEW
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Deutsche IKT-Branche setzt Erfolgskurs fort
Die Branche für Informations- und Kommunikationstechnologien 
(IKT) in Deutschland hat ihre Bruttowertschöpfung im Jahr 2017 
auf 108 Milliarden Euro erhöht. Sie ist damit im Vergleich zum 
Vorjahr um vier Prozent gewachsen. Die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten und Selbstständigen ist auf knapp 
1,2 Millionen Erwerbstätige gestiegen. Somit sind in der IKT-Bran-
che seit dem Jahr 2010 insgesamt fast 250.000 neue Arbeitsplät-
ze entstanden, ein Plus von 27 Prozent. Dies sind Ergebnisse des 
aktuellen Monitoring-Report Wirtschaft DIGITAL, den das ZEW und 
Kantar TNS jährlich im Auftrag des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie (BMWi) erstellen.

Seit 2010 ist die Bruttowertschöpfung – also der Wert der 
erzeugten Waren und Dienstleistungen abzüglich der Vorleis-
tungen – in der IKT-Branche um insgesamt 30 Milliarden Euro 
gestiegen. Damit lässt die IKT-Branche klassische Industriezwei-
ge wie den Maschinenbau oder die Chemie- und Pharmaindus-
trie mit Abstand hinter sich. Der deutliche Anstieg der Brutto-
wertschöpfung in der IKT-Branche geht gänzlich auf die zuneh-
mende Wertschöpfung bei den IKT-Dienstleistern zurück und 
kompensiert den Rückgang der Wertschöpfung bei den IKT-Hard-
ware-Herstellern. Auch beim Thema Innovationen kann sich die 
IKT-Branche sehen lassen: Der Wirtschaftszweig hat zuletzt rund 
17 Milliarden Euro in Innovationen investiert, setzt aber mit 48 
Milliarden Euro beinahe dreimal so viel mit neuen Produkten 
und Dienstleistungen um.

Trotz des gesamtwirtschaftlichen Rückgangs des Gründungs-
geschehens in Deutschland weist die IKT-Branche überdurch-
schnittliche Gründungsraten auf: Mit rund 6.000 neu gegründe-
ten Unternehmen im Jahr 2017 sind im Schnitt der vergangenen 
drei Jahre 6,4 Prozent der IKT-Unternehmen neu gestartet. Zum 

Vergleich: Gesamtwirtschaftlich betrachtet liegt die Gründungs-
rate nur bei 4,9 Prozent.

Die IKT-Branche schafft wichtige Grundlagen und gibt Impulse 
für die Digitalisierung der gesamten deutschen Wirtschaft. Des-
halb ist ihre positive Entwicklung so zentral. Treiber dieses posi-
tiven Trends sind die IKT-Dienstleister, die ihre Kennzahlen im Ge-
gensatz zu den Hardware-Herstellern deutlich verbessern konnten.

Deutsche Internetwirtschaft setzt mehr um

Auch die Internetwirtschaft in Deutschland ist im Jahr 2017 
gewachsen und hat rund zehn Milliarden Euro mehr Umsatz mit 
webbasierten Gütern und Diensten erzielt als im Vorjahr. Mit ei-
nem Umsatz von 119 Milliarden Euro erreicht die Internetwirt-
schaft einen Anteil von 3,7 Prozent am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP). Beim Pro-Kopf-Umsatz liegt Deutschland mit 1.442 Euro 
im internationalen Vergleich auf Platz sechs – nach Südkorea 
(2.906 Euro), den USA (2.685 Euro), Großbritannien (2.312 Euro), 
Finnland (1.955 Euro) und Japan (1.648 Euro).

Den größten Anteil ihres Umsatzes erzielt die deutsche Inter-
netwirtschaft durch stationäre und mobile Online-Zugänge, die 
sich jede/r Einwohner/in im Schnitt 518 Euro kosten lässt. Wäh-
rend der Umsatz mit Internetzugängen um vier Prozent zurück-
geht, entwickeln sich alle anderen Teilbereiche der Internetwirt-
schaft – insbesondere der E-Commerce – positiv. So kann die 
deutsche Internetwirtschaft den Rückgang bei den Internetzu-
gängen nicht nur kompensieren, sondern erzielt darüber hinaus 
sogar ein deutliches Umsatzwachstum von neun Prozent.

Die Studie zum Download: http://ftp.zew.de/pub/zew-
docs/gutachten/IKT_Monitoring2018_Kurzfassung.pdf

Prof. Dr. Irene Bertschek, irene.bertschek@zew.de
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Als Teilbereich der deutschen Internetwirtschaft entwickelt sich besonders der E-Commerce positiv. 
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„In China und den USA dreht sich die Welt 
schneller als in Deutschland“
Die deutsche Automobilindustrie hat die hiesige und globale Wirt-
schaft jahrzehntelang geprägt, doch aktuell steckt sie in einer 
Krise. Der Dieselskandal hat das Vertrauen in die Branche ge-
schwächt, Rufe nach alternativen, ökologischeren Antriebstech-
niken werden laut. Wie kann die Branche mit diesen Herausfor-
derungen umgehen? Darüber sprach Klaus Fröhlich, Entwicklungs-
vorstand beim bayerischen Autobauer BMW, in der Veranstal-
tungsreihe „Wirtschaftspolitik aus erster Hand“ am ZEW.

Vor 160 Zuhörern/-innen aus Wirtschaft, Politik und Gesell-
schaft gab Fröhlich Einblicke in die Strategien von BMW. Den 
Erwartungen, dass Benzin- und Dieselfahrzeuge womöglich bald 
von den Straßen verschwunden sein könnten, erteilte er dabei 
eine klare Absage. „Unser Ziel ist es, noch in den nächsten 40 
bis 50 Jahren Verbrennungsmotoren zu produzieren“, sagte der 
gelernte Maschinenbauer. Die traditionelle Antriebstechnik sei 
„ökonomisch notwendig“ – auch weil sich E-Mobilität noch nicht 
durchgesetzt habe.

Das Problem sei, dass deutsche Kunden/-innen starke Vor-
behalte gegen Fahrzeuge mit Elektroantrieb hätten. „Ein E-Auto 
zu bauen, ist einfach. Aber es ist sehr schwierig, ein nachhalti-
ges Geschäftsmodell dazu zu entwickeln“, stellte Fröhlich fest. 
Für BMW sei es deshalb wichtig, die Hemmnisse der Kunden/ 
-innen abzubauen – etwa durch Investitionen in die Infrastruk-
tur. Außerdem, so Fröhlich, strebe sein Unternehmen im Bereich 
E-Mobilität die Kostenführerschaft an. „Das mag bei einer Pre-
miummarke wie BMW vielleicht überraschen, aber ich glaube, 
dass es am Ende entscheidend sein wird, wer günstigere Preise 
anbieten kann.“ Nach dem Vorbild des US-Unternehmens Tesla 
will Fröhlich darüber hinaus das Thema E-Mobilität emotionali-
sieren, um auf dieser Ebene einen Mehrwert im Endkundenge-
schäft zu bieten. 

Große Hoffnungen setzt Fröhlich auch in die Alternative Wasser-
stoffmotor. Aktuell sei die Technologie zwar noch nicht weit genug 
gereift, doch er schätze, dass Fahrzeuge mit Wasserstoffantrieb ab 

2025 eine große Rolle in der Automobilbranche spielen werden. 
Als weitere zukunftsträchtige Entwicklung gilt das autonome 
Fahren. „Eigentlich ist das eine Marsmission“, bekannte Fröh-
lich. Ein autonom fahrendes Auto müsse die nächsten Schritte 
aller Verkehrsteilnehmenden voraussehen können, wofür eine 
enorme Rechenleistung notwendig sei. „Ein Mensch kann einen 
betrunkenen Fußgänger intuitiv erkennen, aber für eine Maschi-
ne ist das unglaublich kompliziert.“ Die Entwicklungen in die-
sem Bereich würden sicher noch 15 Jahre dauern, meinte der 
BMW-Vorstand. In anderen Ländern, etwa in China oder den 
USA, gebe es außerdem bereits viel mehr Möglichkeiten, teilau-
tonome Fahrzeuge auf die Straße zu bringen, während in 
Deutschland vieles nicht zulässig sei. „Dort dreht sich die Welt 
in bestimmten technischen Bereichen viel schneller als bei uns“, 
warnte Fröhlich. 

Deutschland hat Nachholbedarf bei der Digitalisierung

Im Anschluss an den Vortrag diskutierte Fröhlich mit ZEW-
Präsident Prof. Achim Wambach, Ph.D., wie die hiesige Industrie 
ihre Position im internationalen Wettbewerb stärken kann. 
Deutschland müsse schnell aufholen, um sich als attraktiver 
Digitalisierungsstandort zu behaupten, sagte Fröhlich. Für BMW 
sei es beispielsweise schwierig, hierzulande Fachleute für Künst-
liche Intelligenz zu finden, um das autonome Fahren weiterzu-
entwickeln. Für besonders wichtig hält er daher die Förderung 
von Bildungseinrichtungen und Startups – damit Erkenntnisse 
aus der Forschung auch erfolgreich in die Praxis umgesetzt wer-
den. „Wir können froh sein, wenn wir in den Bereichen Künstli-
che Intelligenz und Digitalisierung nur ansatzweise wieder den 
Anschluss gewinnen“, so Fröhlich. 

Ein Video sowie eine Bilderstrecke zu der Veranstaltung 
finden sich online unter: www.zew.de/AM6325

Judith Hillen, judith.hillen@zew.de  
Sabine Elbert, sabine.elbert@zew.de

Photo: © Erich Dichiser EDMKlaus Fröhlich spricht am ZEW über die Zukunftsfelder der Automobilindustrie.



EU-Emissionshandel – Reformen mit Erfolg
Der Jahresrückblick für 2018 ist geschrieben, doch eine Ent-

wicklung blieb von der Öffentlichkeit fast unbemerkt.  Das zen-
trale Aushängeschild der europäischen Klimapolitik legte ein 
furioses Comeback hin: das EU-Emissionshandelssystem EU 
ETS. Die Preise für Emissionszertifikate (European Emission Al-
lowances, EUA) haben sich im Verlauf des Jahres 2018 verdrei-
facht und damit das Preisgefüge auf den europäischen Energie-
märkten grundsätzlich verschoben. Mit 24 Euro pro Tonne CO2 
liegen die Preise so hoch wie zuletzt vor mehr als zehn Jahren.

Europas Emissionshandelssystem funktioniert

Der Ruf des EU-Emissionshandels war seit Jahren in der Kri-
se. Kaum eine öffentliche Stellungnahme zur Klimapolitik kam 
ohne Verweis auf die geringen Kosten für Treibhausgasemissi-
onen aus. Seit Ende 2011 trudelten die Preise je Tonne CO2 un-
terhalb von zehn Euro vor sich hin, viel zu wenig, um notwendi-
ge Investitionsanreize auszulösen, so die Kritik. Dabei tat und 
tut das System genau das, was es soll: Es teilt die politisch vor-
gegebenen Obergrenzen für Treibhausgasemissionen in viele 
kleine Teile auf und ermöglicht den Emittenten, diese unterein-
ander auszutauschen oder auf kommende Jahre zu verschieben. 
Somit bekommt jede Tonne CO2, die eine regulierte Einheit, ein 
Kraftwerk, eine Fabrik oder ein Flugzeug in Europa freisetzt, ei-
nen Preis, und jeder Unternehmer erhält die Möglichkeit, seine 
Verpflichtungen flexibel zu erfüllen. Allein der Preis war zu ge-
ring, um substanzielle Investitionen zu bewirken.

Diverse nationale Politiken bedingen Preisverfall

Der Emissionshandel schafft einen Markt, auf dem sich der 
Preis nach Angebot und Nachfrage bestimmt. Jahr für Jahr waren 
deutlich mehr Zertifikate im Markt, als Unternehmen im Jahres-
verlauf überhaupt benötigten. Die überschüssigen Zertifikate 
wurden gehortet. Die Gründe für diesen Überschuss sind viel-
fältig: eine zu großzügige Allokation von Beginn an und der Ein-
bruch der Wirtschaft im Zuge der Finanz- und Eurokrise. Doch 
einen wichtigen Beitrag zum Preisverfall lieferten die Regierun-

gen selbst, indem sie mit nationalen Politiken Emissionen ein-
sparten, ohne Rücksicht darauf, dass diese europaweit in Form 
von Zertifikaten weiterleben. Dazu beigetragen hat auch 
Deutschland mit Maßnahmen zu einer  –  letztlich verfehlten – 
Erreichung nationaler Klimaziele wie dem Ausbau von Wind- und 
Sonnenenergie und der teuren, staatlich verordneten Überfüh-
rung von Braunkohlekraftwerken in die Reserve. Um effektive 
Einsparungen zu erzielen, hätten gleichzeitig die von den Re-
gierungen ausgeteilten Emissionszertifikate entsprechend ge-
kürzt werden müssen – was nicht geschah. Im Jahr 2016 konn-
te dann die EU-Kommission eine „Marktstabilitätsreserve“ 
durchsetzen. Damit wurde die Möglichkeit geschaffen, bei einem 
Überangebot Zertifikate zurückzuhalten. Doch eine Löschung 
war nicht vorgesehen, die Reserve wäre in absehbarer Zukunft 
doch noch auf den Markt gekommen ohne die Gesamtmenge 
und Preise nennenswert zu verändern.  

Emissionszertifikate werden teurer

Anfang 2018 wurde dann eine tatsächlich mengenwirksame 
Reform des Emissionshandels beschlossen. Einerseits sieht die 
Reform einen verschärften Reduktionspfad ab 2020 vor, ande-
rerseits erhält die Marktstabilitätsreserve nun Biss: Übersteigt 
die Menge in der Reserve die Menge der Emissionen im Vorjahr, 
so werden die überzähligen Emissionsberechtigungen gelöscht. 
Der Preis für Emissionszertifikate steigt seither steil an. 

Das ZEW-Energiemarktbarometer hat diese Entwicklung zum 
Anlass genommen, nach den Gründen für den rasanten Preis-

Schwerpunkt

ENERGIE M A RK T

Das ZEW-Energiemarktbarometer ist ein deutschlandweit ein-
zigartiges Panel von Fachleuten der Energiewirtschaft. Die 
halbjährliche Erhebung reflektiert seit 2002 die Einschätzun-
gen der Teilnehmer/innen bezüglich aktueller Themen der 
Energiewirtschaft und der Energiepolitik. Die aktuelle Er he-
bung (November/Dezember 2018) basiert auf 160 Antworten 
von Teilnehmern/-innen in Deutschland.
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anstieg von EUA zu fragen. Die meisten Experten/-innen sehen 
tatsächlich die Anfang 2018 beschlossenen Reformen als zen-
trale Preistreiber. 34 Prozent nennt die zukünftige Löschung aus 
der Marktstabilitätsreserve (MSR) und 21 Prozent den verschärf-
ten Reduktionspfad ab 2020 als wichtigsten Grund für den Preis-
anstieg (siehe Grafik). Damit wird deutlich, wie stark Erwartun-
gen bezüglich zukünftiger Knappheit den Preis für EUA bestim-
men. Rund 16 Prozent nennen die Erwartung weiter verschärfter 
Klimaziele als wichtigsten Treiber, 14 Prozent hingegen die spe-
kulative Übertreibung im Markt. Konsistent dazu zeigen sich die 
Einschätzungen der weiteren Preisentwicklung: 54 Prozent der 
Experten/-innen erwartet gleichbleibend hohe Preise für EUA in 
den kommenden zwölf Monaten, vergleichbar mit der Mehrheit, 
welche die bereits beschlossenen Reformen als wichtigsten 
Preistreiber nennt. 35 Prozent erwarten hingegen stark schwan-
kende Preise, sehen also die derzeitige Situation noch nicht als 
stabil an. Die Zahl der Experten/-innen mit dieser Einschätzung 
liegt somit sehr nahe an der Zahl derjenigen, welche spekulati-
ve Übertreibung, weitere Verschärfungen der Emissionsziele 
oder die wirtschaftliche Entwicklung als wichtigste Preistreiber 
nennen. Auch in den konkreten Preiserwartungen für eine Ton-
ne CO2 spiegeln sich diese Ergebnisse: Sowohl bis Mai als auch 
bis November werden jeweils von einer breiten Mehrheit Preise 
von rund 20 Euro vorhergesagt. Mit Blick auf die nächsten fünf 
Jahre liegen die Erwartungen dann in der Mehrheit bei deutlich 
über 20 Euro pro Tonne CO2.

Ansichten zum Mindestpreis gehen auseinander

Die Kritik am EU-Emissionshandel entzündete sich meist an 
den zu geringen Preisen. Doch ist es ein Fehler des Marktes, 
wenn ein Überangebot die Preise drückt, oder vielmehr ein Zei-
chen dafür, dass der Markt funktioniert? Eine erfolgreiche Kli-
mapolitik muss frühzeitig Investitionen auslösen, um eine lang-
fristige Transformation anzustoßen. Solche Investitionen lohnen 
sich meist erst, wenn Treibhausgasemissionen einen hinrei-
chend hohen Preis haben. Verschiedene europäische Staaten 
haben daher CO2-Mindestpreise vorgeschlagen, um ein mini-
males Preisniveau zu garantieren. Im Vereinigten Königreich gibt 
es einen solchen Mindestpreis bereits seit 2013, jedoch ohne 
eine entsprechende Mengenanpassung – die zusätzlich vermie-
denen Emissionen haben so zu den Niedrigpreisen in Europa 
beigetragen. Der französische Präsident Emmanuel Macron for-
derte im Herbst 2017, also noch zu Zeiten von CO2-Preisen von 
rund sieben Euro pro Tonne, die Einführung einer EU-weiten 
Preisuntergrenze. Die deutsche Bundesregierung ging auf den 
Vorschlag nicht ein. Bei den heutigen Preisen wäre eine Unter-
grenze sicher leichter einzuführen als noch vor zwölf Monaten. 

Die Experten/-innen des ZEW-Energiemarktbarometers sehen 
durchaus Gründe für einen Mindestpreis, vorausgesetzt dass 
die überschüssigen Zertifikate auch tatsächlich abgeschöpft 
werden. Je rund ein Drittel der Befragten nennt die Planungssi-
cherheit für Investitionen und die zusätzlichen Einsparungen 
bei geringen Preislevels als wichtigsten Grund. Ebenso viele, 
nämlich rund zwei Drittel der Umfrageteilnehmer/innen, geht 

jedoch auch davon aus, dass ein EU-weiter Mindestpreis in den 
kommenden drei Jahren nicht realistisch ist. Begrenzt man den 
Umfang eines solchen Mindestpreises auf eine Gruppe von Mit-
gliedsstaaten, so ändert sich das Meinungsbild nur geringfügig. 
Rund ein Drittel der Befragten sieht Chancen für einen Mindest-
preis, hiervon wiederum die Mehrheit für Preise zwischen 20 
und 30 Euro, ein weiteres Drittel sieht auch das nicht als realis-
tisch an, und wiederum rund ein Drittel hält die Frage für derzeit 
nicht beantwortbar. 

Tendenz geht zu weiter steigenden Strompreisen

Der Zusammenhang zwischen Energie- und CO2-Preisen ist 
vielfach untersucht worden. Emissionszertifikate werden als In-
put für die Stromproduktion den Strompreis eher treiben. Kohle, 
als CO2-intensiver Energieträger, wird eher mit Nachfragerück-
gang und niedrigeren Preisen kämpfen, wenn die CO2-Preise 
steigen. Erdgas verursacht ebenfalls Emissionen, ist jedoch der 
nächste Konkurrent zur Kohle, und dabei viel weniger CO2-in-
tensiv. Daher ist der Effekt auf die Erdgaspreise unklar. Hinzu 
kommt, dass der Rohölpreis, als globale Leitwährung der Ener-
gierohstoffe, alle anderen Märkte beeinflusst. 
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Versorgungssicherheit insgesamt stabil, für 
Strom und Öl langfristig sinkende Prognose

Der Sommer 2018 hat einen Rekordbeitrag erneuerbarer 
Energien zur Deckung des Stromverbrauchs gebracht. Gleichzei-
tig wurde eine von der Bundesregierung eingesetzte Kommissi-
on damit beauftragt, einen gesellschaftlichen Kompromiss für 
den Ausstieg aus der Kohleverstromung in Deutschland zu fin-
den. Das schwierigste Thema beim Kohleausstieg scheint mitt-
lerweile der Strukturwandel der betroffenen Regionen zu sein. 
Die Versorgungssicherheit wird hingegen wenig thematisiert.  

Für die Experten und Expertinnen des ZEW-Energiemarktba-
rometers ist die Versorgungssicherheit jedoch ein Dauerbrenner.  
Stets wird die Frage nach der Sicherheit der Energieversorgung 
stets von einer Mehrheit als eine der wichtigsten für die Ener-
giepolitik genannt. Auch in der aktuellen Umfrage wurden die 
Teilnehmer/innen wieder zu ihrer Einschätzung der Entwicklung 
der Versorgungssicherheit in der EU befragt. 

Tatsächlich sieht die Mehrheit der Befragten rückblickend für 
das Jahr 2018 keine nennenswerte Änderung. Dies gilt sowohl 
für die einzelnen Energiegüter Rohöl (72 Prozent), Erdgas (75 
Prozent), Kohle (80 Prozent) und Strom (65 Prozent) als auch für 
die Versorgungslage insgesamt (86 Prozent). 

Beim Strom schätzt immerhin fast ein Drittel der Befragten 
(30 Prozent), dass die Versorgungssicherheit in den vergange-
nen zwölf Monaten gesunken ist, beim Rohöl sind immerhin 21 
Prozent der Experten/-innen dieser Ansicht. Raffinierte Rohöl-
produkte, wie etwa Kraftstoffe für Pkw, wurden nicht separat 

abgefragt. Wegen mangelnder Transportkapazitäten traten bei 
diesen Produkten im Herbst 2018 Engpässe auf.

Für die kommenden zwölf Monate erwartet ebenfalls die 
Mehrheit der vom ZEW Energiemarktbarometer befragten 
Experten/-innen eine stabile Entwicklung  der Versorgungssicher-
heit (siehe Grafik). Bei Rohöl und Strom gehen aber auch 23 Pro-
zent beziehungsweise 28 Prozent der Experten/-innen von einem 
sinkenden Niveau aus. Mit Blick auf Erdgas erwarten hingegen  

20 Prozent der Umfrageteilnehmer/innen eine positive Entwick-
lung der Versorgungssicherheit. 

Die Erwartungen der langfristigen Entwicklung der Versor-
gungssicherheit (in den kommenden zehn Jahren) weisen eine 
größere Streuung auf. Auch hier geht in fast allen Kategorien 
zumindest die relative Mehrheit der  vom ZEW Energiemarktba-
rometer Befragten von einem gleichbleibenden Niveau aus (43 
Prozent bei Rohöl, 40 Prozent bei Erdgas, 60 Prozent bei Kohle). 
Allerdings ist beim Rohöl ein ähnlich großer Anteil der befragten 
Experten/-innen (42 Prozent) der Meinung, dass die Versor-
gungssicherheit in den kommenden zehn Jahren sinken wird. 
Beim Strom ist mit 45 Prozent der Befragten auch eine relative 
Mehrheit dieser Ansicht. Hingegen schätzen 38 Prozent der Um-
frageteilnehmer/innen, dass die Versorgungssicherheit für Erd-
gas langfristig steigen wird. 

Dr. Nikolas Wölfing, nikolas.woelfing@zew.de 
Robert Germeshausen, robert.germeshausen@zew.de

In den Preiserwartungen der vom ZEW befragten Experten/-
innen zeigen sich tatsächlich die höchsten Werte seit vielen Jah-
ren für die Erwartung kurzfristig steigender Preise für Strom und 
Erdgas, zusätzlich zum rasanten Strompreisanstieg 2018. Auch 
bei Rohöl gehen weiterhin mehr als 40 Prozent der für das ZEW-

Energiemarktbarometer befragten Teilnehmer/innen von stei-
genden Preisen aus. Noch deutlicher sind die Erwartungen stei-
gender Preise bei Strom, Erdgas und Rohöl mit Blick auf fünf 
Jahre. Nur bei der Kohle überwiegt die Einschätzung stabiler 
Preise sowohl aktuell als auch in Zukunft (siehe Grafik Seite 6).
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Neue Schiedsrichter gesucht
Die Europäische Kommission hat vorerst darauf verzichtet, ein 
Defizitverfahren gegen Italien zu eröffnen. In den Verhandlungen 
hatte die italienische Regierung sich bereit erklärt, im Haushalts-
plan für 2019 das zunächst auf 2,4 Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes (BIP) veranschlagte Defizit auf 2,04 Prozent zu verringern. 
EU-Währungskommissar Pierre Moscovici hat die Entscheidung 
gegen ein Strafverfahren als einen „Sieg des Dialogs“ bezeichnet. 
Dieses Selbstlob ist unangebracht. Die Italien-Entscheidung lie-
fert einen weiteren Beleg dafür, dass sich die EU-Kommission im-
mer weniger als Wächterin europäischer Fiskalregeln eignet.

Italien verletzt die Messlatten des Stabilitätspakts trotz der 
jüngsten kosmetischen Korrekturen gleich in mehrfacher Weise. 
Erstens müsste der Schuldenstand eigentlich jährlich um drei 
Prozentpunkte im Verhältnis zum BIP sinken, um in zwanzig Jah-
ren die 60-Prozent-Grenze des Maastrichter Vertrags einhalten 
zu können. Zweitens gilt für Italien als hoch verschuldetes Land 
bei der Neuverschuldung nicht die Drei-Prozent-Obergrenze, 

sondern eine verschärfte Vorgabe. Das Land muss mittelfristig 
einen ausgeglichenen konjunkturbereinigten Haushalt vorlegen. 
Und drittens verpflichtet der Stabilitätspakt die Regierung, das 
Defizit in Schritten von 0,6 Prozentpunkten abzusenken, bis der 
Budgetausgleich erreicht ist. Statt jedoch eine Verringerung des 
Defizits anzustreben, setzt die Allianz von Lega und Fünf-Sterne-
Bewegung auf eine starke Ausweitung der Neuverschuldung.

Der jetzt erzielte „Kompromiss” mit geringen kosmetischen 
Korrekturen führt Italien auch bei wohlwollender Betrachtung 
nicht zurück in den regelkonformen Bereich. Es handle sich um 
eine „strategische Entscheidung” unter Berücksichtigung des 
„Kontexts” eines erstarkenden Nationalismus, rechtfertigte 
Währungskommissar Moscovici die Brüsseler Entscheidung. 
Diese Begründung steht in der Tradition einer politisierten Re-
gelanwendung. Dieser Ansatz hatte sich schon im Jahr 2016 an-
gekündigt, als EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker 

für die Akzeptanz eines hohen französischen Defizits die lapi-
dare Begründung gab: „Weil es Frankreich ist.”

Immer deutlicher erfolgt die Auslegung der europäischen 
Schuldenregeln nicht nach der Faktenlage und den vereinbarten 
Bedingungen, sondern nach politischem Kalkül. Der Trend zur 
Anwendung von Regeln nach politischer Kosten-Nutzen-Abwä-
gung ist nicht auf Italien beschränkt, wie es die Nachgiebigkeit 
im Fall des erhöhten Defizits in Frankreich belegt. Damit disqua-
lifiziert sich die EU-Kommission als neutraler Schiedsrichter.

Jahrzehntelang hat diese Institution zum Beispiel in der eu-
ropäischen Beihilfekontrolle und Wettbewerbsaufsicht Hervor-
ragendes geleistet, gerade weil sie die Regeln technokratisch 
und ohne politische Abwägungen ausgelegt hat. Die Kommissi-
on hat sich eben nicht um Widerstand von Interessengruppen 
gekümmert, als es um das Aufbrechen der alten Staatsmono-
pole ging. Und sie hat keine Rücksichten auf protektionistische 
Reflexe genommen, wenn es um die Durchsetzung von Binnen-
marktregeln ging. Dieser technokratische und neutrale Ansatz 
ist mit dem neuen Selbstverständnis der Kommission als poli-
tischer Akteur zumindest für den Stabilitätspakt offenbar Ge-
schichte. Die vereinbarten Regeln haben an Bedeutung verloren. 

Hoffnungsträger Europäischer Fiskalausschuss

Es gibt einen Ausweg aus dieser Misere, der in den laufen-
den Verhandlungen zur Reform der Euro-Institutionen nun ver-
stärkt in den Blick genommen werden sollte. Wenn sich die Kom-
mission zunehmend diskreditiert, dann müssen neue Schieds-
richter her. Noch wenig beachtet von der Öffentlichkeit, fällt seit 
zwei Jahren eine neue Institution in Brüssel durch kluge und 
ausgewogene Berichte zur Auslegung des Stabilitätspakts auf: 
der Europäische Fiskalausschuss (EFA). Das Gremium besteht 
aus fünf anerkannten Persönlichkeiten aus Wissenschaft, Finan-
zindustrie und Politik. Noch agiert der EFA unterhalb der medi-
alen Wahrnehmungsschwelle und ist wegen der Besetzung des 
Sekretariats mit Kommissionsbeamten noch nicht unabhängig 
genug. Gleichwohl sind seine Analysen wohltuend unpolitisch 
und sehr deutlich, wenn Kritik geübt wird an dem zu geringen 
Ehrgeiz der Euro-Staaten, ihre Haushalte zu konsolidieren.

Will man den Stabilitätspakt retten, dann sollte der EFA ein 
umfangreicheres Mandat in allen Entscheidungen über Eskala-
tionsstufen und Strafverfahren des Pakts erhalten. Der Weg der 
EU-Kommission zu einer politischen Institution dürfte unum-
kehrbar sein. Umso wichtiger ist es, dass sie ihre Rolle als neu-
trale Schiedsrichterinstanz nun endlich an jemanden übergibt, 
der dazu besser in der Lage ist.

Ein ZEW policy brief zum EFA in englischer Sprache findet sich 
zum Download unter: www.zew.de/PU78949

Prof. Dr. Friedrich Heinemann, friedrich.heinemann@zew.de

Dieser Meinungsbeitrag ist in einer längeren Version am 6. Januar 2019  
in der Süddeutschen Zeitung erschienen.

Die technokratische und neutrale Regelanwendung der EU-Kommission gehört 
offenbar der Vergangenheit an. 

Photo: ©iStockphoto/PierreOlivierClementMantion



Nachgefragt: Wie sinnvoll ist der DigitalPakt Schule?

„Mehr Geld für Schulen ist zu begrüßen,  
die Unterrichtsqualität entscheidend“
Mit dem DigitalPakt Schule will die Politik über einen Zeitraum 
von fünf Jahren hinweg Schulen in Deutschland besser mit digi-
taler Technik ausstatten. 5,5 Milliarden Euro sind dafür veran-
schlagt. ZEW-Bildungsökonom Friedhelm Pfeiffer erläutert, warum 
die Ausstattung der Schulen mit digitaler Technik geboten ist und 
warum Geld alleine nicht ausreicht. 

Warum ist es wichtig, dass Kinder und Jugendliche bereits 
frühzeitig lernen, digitale Techniken zu nutzen und auch deren 
Hard- und Software verstehen lernen, etwa indem sie selbst die 
Programmierung von Geräten zu bewältigen lernen?

Schulkinder erhalten die Möglichkeit, ein Verständnis bei-
spielsweise der modernen Grundlagen der Naturwissenschaften 
zu erwerben. In einem altersgerechten Unterricht werden unter 
anderem der Aufbau und die Funktionsweise von Bakterien the-
matisiert. Genauso erscheint es angebracht zu sein, digitale 
Techniken in den Unterricht einzubauen. Schulen sollten in der 
Lage sein, ihren Schülern/-innen den Aufbau und die Funktio-
nen eines Computers sowie ein Verständnis von Eigenschaften 
und Wesen von Algorithmen nahezubringen. Da die neuen digi-
talen Techniken in nahezu allen Bereichen der Wirtschaft sowie 
im Alltag angewendet werden, sollten alle Schulkinder die Mög-
lichkeit erhalten, solche neuen Techniken zu verstehen. 

Ein moderner Unterricht sollte jedoch auf grundlegende Ver-
ständnisprozesse ausgerichtet sein, die Kinder und Jugendliche 
fit für das Leben machen. Dazu zählen Kompetenzen im Pro-
grammieren sowie Charaktereigenschaften und Werte wie Be-
harrungsvermögen, Geduld und ein Sinn für Ehrlichkeit und Fair-
ness im Umgang mit den sowie bei der Nutzung der Techniken. 
Das vielfach spielerisch in der Schule Gelernte begleitet Men-
schen nicht selten ein ganzes Leben lang. Es scheint jedoch 
nicht notwendig zu sein, dass jedes Kind etwa umfangreiche 
Detailkenntnisse im Programmieren erlernt. Wir alle können ler-
nen, Auto zu fahren, ohne selbst das Wissen und die Kenntnis-
se von Autobauern zu haben. 

Für die rund 40.000 Schulen in Deutschland geht es im 
Schnitt um 137.000 Euro oder umgerechnet auf die derzeit rund 
11 Millionen Schüler/innen um eine Summe von 500 Euro pro 
Kopf. Reden wir beim DigitalPakt Schule eher übers Kleckern 
oder übers Klotzen – sprich, ist das Geld ausreichend, um un-
sere Kinder fit fürs digitale Zeitalter zu machen?  

Auf den ersten Blick erscheint die Summe, die für den Digi-
talPakt Schule zur Verfügung gestellt wird, in der Tat gering. Die 
Erhöhung der Ausgaben für Schulen in einem Umfang von im 
Mittel 100 Euro pro Schulkind pro Jahr ist bei Gesamtausgaben 
von etwa 6.900 Euro (2015; Quelle Nationaler Bildungsbericht 
2018) pro Schulkind pro Jahr eher bescheiden. Bezogen auf die 
Höhe der ausgewiesenen Sachausgaben (dazu zählen Unter-

richtsmaterialien), die etwa 900 Euro pro Schulkind betragen, 
ergibt der Pakt jedoch eine Erhöhung um elf Prozent. Ob dies 
ausreichend ist, hängt von vielen Faktoren ab. Besonnenheit 
bei der Anschaffung ist notwendig. Zu bedenken gilt es, dass 
sich digitale Techniken ständig weiterentwickeln. Was heute an-
geschafft wird, ist nach wenigen Jahren oftmals schon wieder 
überholt. Wenn wir über Wirkungen dieser zusätzlich geplanten 
Ausgaben im Zeitalter des Internets nachdenken, darf nicht ver-
gessen werden, dass weiterhin die Qualität des Unterrichts ins-
gesamt entscheidend bleiben wird. Diese Gesamtqualität wird 
wohl kaum von zusätzlichen digitalen Geräten abhängen. Der 
DigitalPakt Schule sollte dennoch dazu beitragen, allen Schul-
kindern einen altersgerechten Umgang mit neuesten digitalen 
Techniken zu ermöglichen.  

Der DigitalPakt Schule sieht derzeit vor, dass jede Schule 
selbst entscheiden soll, wofür sie das Fördergeld ausgeben 
möchte. Ist das sinnvoll oder wäre es besser, den Schulen/ 
Schultypen einheitliche Angebote/Vorgaben zu machen?

Das ist aus meiner Sicht eine sinnvolle Vorgabe, da jede Schu-
le spezifische Bedarfe hat, die die Lehrkräfte in der Regel besser 
als Außenstehende beurteilen können. In einer Schule kann es 
etwa sinnvoll sein, neue Geräte zu beschaffen, in einer anderen 
Schule vielleicht eher, die Lehrenden im Umgang damit zu sen-
sibilisieren. Jedoch sollte unbedingt darauf geachtet werden, 
dass Einigkeit über ethische und moralische Standards bei der 
Nutzung der Techniken im Unterricht besteht und dass bei Ein-
haltung des Prinzips der Wirtschaftlichkeit die Mittel so ausge-
staltet werden, dass alle Schulen eine angemessene Mindest-
ausstattung erhalten.

PD Dr. Friedhelm Pfeiffer
ist kommissarischer Leiter des ZEW-
Forschungsbereichs „Arbeitsmärk-
te und Personalmanagement“. In 
seinen aktuellen Studien beschäf-
tigt er sich mit der Analyse indivi-
dueller und fiskalischer Kosten und 
Nutzen von Bildungsinvestitionen. 
Darüber hinaus erforscht er die Wir-

kungen von Maßnahmen der Arbeitsmarkt- und Bildungspoli-
tik. Friedhelm Pfeiffer ist Privatdozent für Volkswirtschaftslehre  
an der Universität Mannheim. Er ist Mitglied im Steuerungskreis 
des Kollegs für interdisziplinäre Bildungsforschung sowie im  
Direktorium des Reallabors Asylsuchende in der Rhein-Neckar-
Region.  friedhelm.pfeiffer@zew.de

Foto: ZEW  
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Tabea Bucher-Koenen leitet ab sofort den Finanzmarktbereich am ZEW

Dr. Tabea Bucher-Koenen ist die 
neue Leiterin des Forschungs-
bereichs „Internationale Fi-
nanzmärkte und Finanzma-
nagement“ am ZEW. Ihre wis-
senschaftlichen Schwerpunkte 
liegen insbesondere auf den 
Gebieten Altersvorsorge, Sozi-
alpolitik und Finanzkompetenz. 
Ihrer künftigen Tätigkeit blickt 
Tabea Bucher-Koenen engagiert 

entgegen: „Ich freue mich auf die Herausforderungen am ZEW 
und darauf, die Ergebnisse meiner Forschung in die wirtschafts-
politische Beratungsarbeit des Instituts einbringen zu können.“

Tabea Bucher-Koenen hat Betriebswirtschaft und Interkulturel-
les Management an der Friedrich-Schiller-Universität in Jena so-
wie Europäische Integration an der University of Kent in Canter-
bury/Großbritannien studiert. Im Jahr 2006 schloss sie ihr Stu-
dium ab und wurde 2010 an der Universität Mannheim promo-
viert. Bereits während ihrer Promotion war sie Research Fellow 
am „Mannheim Research Institute for the Economics of Aging“ 
der Universität Mannheim. Im Anschluss an ihre Promotion 
forschte sie als Gastwissenschaftlerin am Dartmouth College/  
USA, bevor sie im Jahr 2011 die Leitung des Forschungsbereichs 
„Gesundheit und Leben“ am Max-Planck-Institut für Sozialrecht 
und Sozialpolitik in München übernahm. Dort verantwortete sie 
von 2014 bis Ende 2018 den Fachbereich „Alterssicherung und 
Sozialpolitik“. 
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ZEW firmiert seit Jahresbeginn unter neuem Namen

Das ZEW trägt seit Jahresbeginn die offizielle Bezeichnung „ZEW 
– Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH 
Mannheim“. Die Gesellschafter des Forschungsinstituts haben 
dieser Namensänderung zugestimmt, und mit Wirkung zum 1. 
Januar 2019 wurde der neue Name ins Handelsregister einge-
tragen. Die Bezeichnung wird zeitnah in der gesamten Außen-
darstellung des Instituts umgesetzt.
„Mit der Namensänderung wollen wir zum einen den Akzent auf 
die Marke ZEW setzen. Zum anderen ist das ZEW Teil der Leibniz-
Gemeinschaft und möchte daher seine Zugehörigkeit zu einer 
der renommiertesten deutschen Wissenschaftsorganisationen 
unmittelbar im Institutsnamen zum Ausdruck bringen“, erklärt 
ZEW-Präsident Prof. Achim Wambach, Ph.D. Die starke Veranke-
rung der Forschung und wirtschaftspolitischen Beratungsarbeit 
des ZEW in der Leibniz-Gemeinschaft zeigt sich unter anderem 
daran, dass das Wirtschaftsforschungsinstitut an mehreren 
Leibniz-Forschungsverbünden mitwirkt und zudem in enger  

Zusammenarbeit mit der 
Universität Mannheim 
zwei Leibniz-Wissen-
schaftsCampi ins Leben 
gerufen hat: den Leibniz- 
WissenschaftsCampus 
Mannheim Taxation (Ma-
Tax) sowie den Leibniz-
WissenschaftsCampus 
Mannheim Centre for 
Competition and Innova-
tion (MaCCI).
Das bei den regelmäßigen Evaluationen der Leibniz-Gemein-
schaft hervorragend bewertete ZEW wurde im Jahr 2005 in die 
Wissenschaftsorganisation aufgenommen. Es ist eine von der-
zeit 95 selbstständigen Forschungseinrichtungen, die der Leib-
niz Gemeinschaft angehören.

ZEW-Ökonom Martin Kesternich tritt Professur an der Universität Kassel an

Prof. Dr. Martin Kesternich, stell-
vertretender Leiter des ZEW-For-
schungsbereichs „Umwelt- und 
Ressourcenökonomik, Umwelt-
management“, hat einen ge-
meinsamen Ruf der Universität 
Kassel und des ZEW angenom-
men. Zum 1. Januar 2019 über-
nahm er eine Professur für Volks- 
wirtschaftslehre, insbesondere 
Umwelt- und Ressourcenökono-

mik, im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften an der Universität 
Kassel. „Über den Ruf an die Universität Kassel freue ich mich 
sehr. Ich bin überzeugt, dass die Verbindung der Forschungsex-

pertise beider Institutionen eine sehr gute Möglichkeit bietet, 
meine Forschungsagenda zu wirtschaftspolitisch relevanten Fra-
gen der Umwelt- und Verhaltensökonomik zielorientiert weiterzu-
verfolgen“, so Kesternich. 
Martin Kesternich studierte Volkswirtschaftslehre an der Univer-
sität Mannheim sowie der Pontificia Universidad Católica Argen-
tina in Buenos Aires und schloss seine Promotion 2015 an der 
Fakultät für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften der Univer-
sität Hamburg ab. Als Stipendiat des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes war er Gastwissenschaftler an der Yale 
School of Forestry & Environmental Studies. Seit 2010 arbeitet 
Martin Kesternich am ZEW, wo er im Mai 2016 die stellvertre-
tende Leitung des Umweltforschungsbereichs in Zusammenar-
beit mit Dr. Sebastian Voigt übernahm.

Dr. Tabea Bucher-Koenen

Foto: ZEW

Prof. Dr. Martin Kesternich

Foto: ZEW

Foto: ZEW

Das ZEW trägt ab sofort die offizielle Bezeich-
nung „ZEW – Leibniz-Zentrum für Europäische 
Wirtschaftsforschung GmbH Mannheim“. 
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Steuerrecht auf dem Prüfstand
Prof. Dr. Ferdinand Kirchhof, bis Ende November 2018 Vizeprä-
sident des Bundesverfassungsgerichts, spricht am 14. Februar 
2019 im Rahmen des Leibniz-WissenschaftsCampus „Mannheim 
Taxation“ (MaTax) am ZEW zum Thema „Steuerrecht zwischen 
Berlin, Karlsruhe und Luxemburg“. Im Mittelpunkt seines Vor-
trags wird die Frage nach dem Verhältnis von parlamentarischem 
Gesetzgeber und höchstrichterlicher Rechtsprechung durch Bun-
desverfassungsgericht und Europäischen Gerichtshof stehen, 
illustriert am Beispiel aktueller Entscheidungen. Teilnahme auf 
Einladung. Weitere Informationen unter: www.zew.de/VA2768

ZEW Lunch Debate zu Staatsschulden
Die nächste ZEW Lunch Debate am 28. März2019 widmet sich 
unter dem Titel „Reforming the Eurozone: How to Handle Sove-
reign Debt?“ mögliche Handlungsoptionen für die Europäische 
Union im Fall einer staatlichen Überschuldung. Besonderes Au-
genmerk liegt dabei auf der Ausgestaltung eines Insolvenzver-
fahrens für überschuldete Staaten. Neben den ZEW-Ökonomen 
Prof. Dr. Friedrich Heinemann und Dr. Frederik Eidam diskutieren 
Isabelle Job-Bazille von der Crédit Agricole S.A. Group sowie Lu-
cio Pench von der EU-Kommission. Die Veranstaltung findet in 
Brüssel statt. Weitere Informationen unter: www.zew.de/VA2761

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020
0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

Jahreswachstum

20. Perzentil

80. Perzentil

Medianprognose

IN PROZENT ZUM VORJAHR

Deutscher Immobilienfinanzierungsindex   
fällt auf Rekordtief

Der Deutsche Immobilienfinanzierungsindex (DIFI) von ZEW und 
JLL verzeichnet im vierten Quartal 2018 einen erneuten Rück-
gang auf aktuell minus 10,8 Punkte. Dies ist der niedrigste Stand 
seit fast zwei Kalenderjahren. Die deutlich pessimistischere Ein-
schätzung der Finanzierungssituation durch die Experten/-in-
nen ist vor allem durch die nachlassende Konjunktur in Deutsch-
land getrieben. Eine ebenso negative Einschätzung teilen die Be-
fragten für die Entwicklung bei Einzelhandelsfinanzierungen. Der  
DIFI bildet die Einschätzungen der aktuellen Geschäftslage (mit 
Blick auf die vergangenen sechs Monate) und der Geschäftser-
wartungen (mit Blick auf die kommenden sechs Monate) an den 
deutschen Immobilienfinanzierungsmärkten ab. Er wird quar-
talsweise ermittelt und berechnet sich als Mittelwert der Salden 
für die Immobilienmarktsegmente Büro, Einzelhandel, Logistik 
und Wohnen. Die Salden für die Segmente ergeben sich aus den 
prozentualen positiven und negativen Antworten der Umfrage-
teilnehmer/innen auf die Frage nach der Lage und der Erwartung 
für den deutschen Immobilienfinanzierungsmarkt. 

Dr. Carolin Schmidt, carolin.schmidt@zew.de

Langfristige Konjunkturprognosen  
für Deutschland sinken

In der aktuellen Sonderfrage des ZEW-Finanzmarkttest wurden 
die Experten/-innen um ihre Einschätzungen zum deutschen 
Wirtschaftswachstum im Zeitraum von 2019 bis 2020 gebeten. 
Im Vergleich zur vorangegangen Sonderfrage von Oktober 2018 
zur langfristigen konjunkturellen Entwicklung der deutschen 
Volkswirtschaft fallen die Prognosen der Befragten nun deutlich 
niedriger aus. Für das Jahr 2019 prognostizieren die Experten/-
innen im Median eine Veränderungsrate des preisbereinigten 
Bruttoinlandprodukts von 1,4 Prozent, im Oktober lag die Medi-
anerwartung  der Befragten noch bei 1,7 Prozent. Auch die Medi-
anerwartung für das Jahr 2020 fällt mit einer Wachstumsrate von 
1,5 Prozent um 0,1 Prozentpunkte niedriger aus als noch im Ok-
tober 2018. Die wichtigsten Einflussfaktoren, welche die 
Experten/-innen zu einer Anpassung ihrer Erwartungen an das 
Wirtschaftswachstum nach unten bewegt haben, waren interna-
tionale Handelskonflikte, Entwicklungen in den Exportmärkten 
deutscher Unternehmen und der derzeitige Stand bei den Aus-
trittsverhandlungen Großbritanniens mit der EU.

Frank Brückbauer, frank.brueckbauer@zew.de 

Quelle: ZEW Quelle: ZEW
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Schicksalsjahr für Europa
2019 wird das Europajahr. Im März 
steht der Brexit an, im Mai die Wahlen 
zum Europäischen Parlament, im Ok-
tober läuft die Amtszeit der EU-
Kommissionsmitglieder aus und auch 
die des Präsidenten der Europäischen 
Zentralbank, Mario Draghi. Parallel 
dazu laufen die Verhandlungen zur 

Verabschiedung des EU-Haushalts 2021–2027. Viele der ent-
scheidenden Gremien und Institutionen der EU werden sich 
2019 neu aufstellen. Damit werden in Europa die Weichen für 
das nächste Jahrzehnt gestellt.

Allerdings stehen diese Entwicklungen unter keinem guten 
Stern. Der Brexit ist eine Zäsur für Europa. Das Unbehagen mit 
Europa, das sich in der Abstimmung in Großbritannien und den 
Kampagnen der Brexit-Befürworter geäußert hat, teilen viele 
Nationen. Da kann auch eine aktuelle Studie unter Beteiligung 
des ZEW, die insgesamt in der EU eine Zunahme der Identifika-
tion als „Europäer“ seit 2010 feststellt, nur als Hoffnungsschim-
mer betrachtet werden. Die Wahlergebnisse in Italien, Ungarn 
und Polen, wo europaskeptische Parteien die Regierung stellen, 
sprechen eine andere Sprache. Und auch in Deutschland wird 
die EU nicht nur als Erfolgsgeschichte betrachtet. 

Dabei ist ein wirkmächtiges Europa in unser aller Interesse. Chi-
na, das in den vergangenen 15 Jahren seinen Weltmarktanteil 
von unter neun Prozent auf mehr als 18 Prozent steigern konn-
te, spielt seine Wirtschaftsmacht genauso gerne aus, wie es die 
USA tun. „Made in China 2025“, die Strategie des Landes zur 
Technologieführerschaft, unterscheidet sich zwar im Detail von 
„America First“, aber nicht im Anspruch. Europa tut gut daran, 
in Wirtschaftsfragen mit einer Stimme und mit einer eigenen 
starken Währung aufzutreten. Der EU-Binnenmarkt ist der größ-
te gemeinsame Wirtschaftsraum weltweit, und die EU sollte die-
se Stärke auf internationaler Ebene bei Handels-, Finanz- und 
Umweltfragen nutzen.  

Bereits erfolgreich hat EU-Handelskommissarin Cecilia Malm-
ström in den vergangenen Jahren die Freihandelsabkommen mit 
Kanada und Japan unter Dach und Fach gebracht. Derzeit stehen 
Verhandlungen mit den USA an, und auch ein Handelsabkom-

men direkt mit China ist mittlerweile vorstellbar. Während die 
USA den Dollar zweckentfremden, um etwa ihre Sanktionen in 
Iran durchzusetzen, arbeitet China daran, den Renminbi als wei-
tere Leitwährung zu verankern. Ein Gegengewicht durch einen 
starken und verlässlichen Euro wird daher umso wichtiger, wo-
zu die Vollendung der Bankenunion wesentlich beitragen wür-
de. Im Umweltbereich schließlich kann das Abkommen von Pa-
ris nur als Etappenschritt bezeichnet werden. Wenn es aber mit-
telfristig den drei großen Wirtschaftsräumen USA, China und der 
EU gelingen sollte, sich auf einen gemeinsamen CO2-Preis und 
weitere Maßnahmen zu einigen, wären gut 50 Prozent der Welt-
wirtschaft und auch die Hälfte des weltweiten CO2-Ausstoßes 
eingebunden, und somit wäre eine realistische Blaupause für 
das weltweite Abkommen geschaffen.  

Die Stärke Europas hervorzuheben bedeutet nicht zwangswei-
se, sich für „mehr Europa“ auszusprechen. Der Ruf nach mehr 
oder weniger Europa wird sowieso der Problemlage nicht ge-
recht. Es geht um ein Europa, das dort tätig wird, wo ein gemein-
sames Vorgehen sinnvoll ist. So hat EU-Haushaltskommissar 
Günther Oettinger Recht, wenn er den Haushaltsplan der EU an 
die Bedingung eines „Europäischen Mehrwerts“ knüpfen will. 
Nur die Aufgaben, die gemeinsam mehr Wert schaffen, als wenn 
es jedes Land alleine täte, gehören dort hinein. Eine Stärkung 
der Posten für Entwicklungshilfe und militärische Zusammenar-
beit sowie für den gemeinsamen Grenzschutz wäre die Konse-
quenz. Gerade hier kann eine stärkere Zusammenarbeit sichtbar 
Vorteile für alle schaffen. Hingegen können bei den Agraraus-
gaben, wo ein Europäischer Mehrwert weniger erkennbar ist, 
Mittel eingespart werden.  

Die Institutionen der EU im Jahr 2020 werden anders aussehen 
als die heutigen. Wenn die Wahlen, die Besetzungen der Ämter 
sowie die Verabschiedung des Haushalts dazu beitragen, sich 
auf die Stärken Europas in einer multipolaren Welt zu besinnen, 
wäre viel gewonnen. 

Foto: ZEWFoto: ZEW

ZEW-Präsident Prof. Achim Wambach Ph.D.


